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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung vorgelegten Vorschlägen 

einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend eine 
Aufklärungskampagne über Rindfleisch 

einer Verordnung (EWG) des Rates über die Finanzierung der 
Aufkiärungskampagne über Rindfieisch 
— Drucksache 7/2476 — 


A. Problem 

Der Rindfleischmarkt befindet sich zur Zeit infolge niedriger, 
unter den Interventionspreis abgesunkener Preise in Schwierig- 
keiten. Dies hat zu großen Vorräten geführt, die abgebaut wer- 
den sollen. 


B. Lösung 

Die EG-Kommission schlägt eine Aufklärungskampagne mit 
dem Ziel vor, durch erhöhten Fleischkonsum Angebot und Nach- 
frage auf dem Fleisdimarkt besser ins Gleichgewicht zu brin- 
gen. Diese Maßnahme soll vom Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds (EAGFL), Abteilung Garantie, zu 50 v. H. 
mitfinanziert werden, und zwar bis zu höchstens 3 Millionen 
Rechnungseinheiten (RE). Diese Gemeinschaftsmittel sollen auf 
die Mitgliedstaaten im Verhältnis ihrer Bevölkerungszahl zur 
Gesamtbevölkerung der Gemeinschaft aufgeteilt werden; auf 
die Bundesrepublik Deutschland sollen 708 900 RE (= rund 
2,5 Millionen DM) entfallen. 

Einmütige Kenntnisnahme 
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A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Kühimann-Stumm 


Di e Vorschläge der EG ^Kommi ssion wurden von 
der Frau Präsidentin mit Schreiben vom 18. Septem- 
ber 1974 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
sdiaft und Forsten überwiesen. 

Bei ihnen geht es um folgendes: 

Die Lage auf dem Rindfleischmarkt in der Gemein- 
schaft ist seit einjigen Monaten durch anomial nie- 
drige, unter den Interventionspreis abgesunkene 
Preise gekennzeichnet. Dies hat zum Entstehen gro- 
ßer Vorräte als Folge von Interventionen auf dem 
Markt geführt. In den nächsten Monaten wird sich 
diese Situation durch den Weideabtrieb möglicher- 
weise noch verschärfen. Die EG-Kommission hatte 
zunächst eine Aufklärungskampagne mit dem Ziel 
vorgeschlagen, Angebot und Nachfrage auf dem 
Rindfleischmarkt in ein besseres Gleichgewicht zu 
bringen. Seit der Vorlage dieses Vorschlags durch 
idie Bundesregierung hat die Kommission jedoch ih- 
ren Vorschlag auch auf Schweine- und Geflügel- 
fleisch erweitert. Die Aufklärungskampagne soll zu 
50 V. H. aus dem EAGFL, Abteilung Garantie, finan- 
ziert werden. Zunächst hatte die Kommission hierfür 
einen Höchstbetrag von 5 Millionen RE vorgesehen, 
die auf die einzelnen Mitgliedstaaten im Verhältnis 
ihrer jeweiligen Bevölkerungszahl zur Gesamtbevöl- 
kerung der Gemeinschaft aufgeteilt werden sollte. 
Inzwischen ist dieser Betrag auf 3 Millionen RE re- 
duziert worden; auf die Bundesrepublik Deutschland 
sollen 708 900 RE, also rund 2,5 Millionen DM, ent- 
fallen. 

Der Ausschuß hat die Vorschläge in seiner Sitzung 
am 16. Oktober 1974 behandelt. Sie stießen dabei 


auf Kritik. Die Zuständigkeit der EG-Kommission für 
diese Aufklärungskampagne wurde angezweifelt. 
Außerdem war der Ausschuß der Auffassung, daß 
diese Maßnahme zur Anhebung des Fleischkonsums 
in Europa völlig ungeeignet sei. Die einzelnen Mit- 
gliedsländer machten sich hierbei auf dem Fleisch- 
markt nur gegenseitig Konkurrenz, und überdies 
ständen die einzelnen Fleischarten untereinander 
im Wettbewerb, so daß eine Aufklärungskampagne 
nur zur wechselseitigen Substitution führe. Ferner 
wurde die Auffassung vertreten, von der Landwirt- 
schaft aufgebrachte Absatzförderungsmittel dürften 
im Rahmen dieser Maßnahme nicht als staatliche 
Komplementärmittel eingesetzt werden. Einmütig 
war der Ausschuß der Auffassung, daß die von der 
Kommission vorgeschlagene Maßnahme keine prä- 
judizielle Wirkung für die Zukunft haben dürfe und 
sämtliche bereits im Jahre 1974 angelaufenen ent- 
sprechenden Maßnahmen in den Mitgliedsländern 
als nationale Komplementärmaßnahme einbezogen 
werden müßten; die Kommission will lediglich die 
Maßnahmen ab 21. Juli 1974 einbeziehen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirts chiaft und 
Forsten empfiehlt einmütig, den Kommiissionsvor- 
schlag mit ider Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, 
daß die Bundesregierung ersucht wird, bei ihren 
Verhanidlungen in Brüssel darauf hinzu wirken, daß 
die Europäische Gemeinschaft diese Maßnahme nur 
als einmalig ansieht und sämtliche bereits im Jahre 
1974 durchgeführten Maßnahmen zur Förderung des 
Fleischabsatzes in den Mitgliedsländern der Ge- 
meinschaft als nationale Komplementärmaßnahme 
einbeziöht. 


Bonn, den 25. Oktober 1974 


Freiherr von Kühlmann-Stumm 

Berichterstatter 
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Drucksache 7/2707 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/2476 — zur Kenntnis zu 
nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Verhandlungen in Brüssel darauf 
hinzuwirken, daß die Europäische Gemeinschaft 

— diese Maßnahme als einmalige Förderung des Fleischabsatzes ohne prä- 
judizielle Wirkung für die Zukunft ansieht, 

— sämtliche bereits im Jahre 1974 angelaufenen entsprechenden Maßnahmen 
in den Mitgliedsländern der Gemeinschaft in den obigen Vorschlag als 
nationale Komplementärmaßnahme einbezieht. 


Bonn, den 28. Oktober 1974 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Freiherr von Kühlmann- Stumm 

Vorsitzender Berichterstatter 



